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Vorwort 

Trotz einer Vielzahl von Entscheidungen und Veröffentlichungen zu 
einzelnen Sachfragen harrt das Verhältnis von Personengesellschaftsanteil 
und Erbrecht nach wie vor einer in sich widerspruchsfreien, umfassenden 
Klärung. Die Arbeit geht deshalb den Weg einer historischen und metho-
dologischen Grundlegung, bevor sie sich auf der erarbeiteten Basis der Lö-
sung einzelner exemplarisch ausgewählter Sachfragen zuwendet. Ob der 
Ertrag der Schrift den methodischen Aufwand rechtfertigt, mag der Beur-
teilung des Lesers überlassen bleiben. 

Im Wintersemester 1991/92 wurde die Arbeit von der Rechtswissen-
schaftlichen Fakultät der Universität Freiburg als Dissertation angenom-
men. Sie befmdet sich nunmehr auf dem Stand Februar 1992. Während ih-
rer Entstehung wurde die Arbeit von Professor Dr. Dr. h.c. Arens betreut. 
Nach dessen plötzlichem Tod im Februar 1991 haben Professor Dr. Dieck-
mann das Erst- und Professor Dr. Frank das Zweitgutachten übernommen. 
Beiden sei hierfür, ebenso wie für manch kritischen Hinweis, herzlich ge-
dankt. Dank schulde ich auch der Studienstiftung des Deutschen Volkes für 
materielle wie immaterielle Unterstützung seit meiner Studentenzeit. Dar-
über hinaus möchte ich auch an dieser Stelle meinen Eltern Dank sagen, 
ohne deren vielfältige Unterstützung die Arbeit nicht hätte entstehen kön-
nen. Gedankt sei schließlich all denen, die mir durch ihre Freundschaft über 
manche Schaffenskrise hinweggeholfen haben, allen voran Joachim Vogel. 

Freiburg, im März 1992 Matthias Siegmann 
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Randnummer 
Rechtsspiegel der Wirtschaft. Halbmonatsschrift für Wirt-
schafts-, Steuer- und Handelsrecht (Jahr und Seite) 
Reichsgericht 
Reichsgesetzblatt 
Entscheidungen des RG in Zivilsachen (Band und Seite) 
Reichsheimstättengesetz vom 25. November 1937 (RGBI. I, 
S. 1291, BGBI. III 2, Nr. 2332-1) 
Rechtsprechung 
Seite 
siehe 
Seufferts Archiv für Entscheidungen der obersten Gerichte 
in den Deutschen Staaten (Band, Jahr, Nr.) 
sogenannt 
Spalte 
Steuerberater-Jahrbuch (Jahr und Seite) 
streitig 
ständige Rechtsprechung 
und andere; und anderswo; unter anderem 
vom 
Verfasser 
vergleiche 
Die Rechtsprechung des Reichsgerichts auf dem Gebiet des 
Zivilrechts, hrsgg. von Wameyer (Jahr und Nr.) 



20 

WM 

7AkDR 

ZBIFG 

ZGR 

ZHR 

Ziff. 
ZIP 
ZS 
zust. 

Abkürzungsverzeichnis 

Zeitschrift für Wirtschafts- und Bankrecht, Wertpapier-
Mitteilungen, Teil IV (Jahr und Seite) 
Zeitschrift der Akademie für Deutsches Recht (Jahr und 
Seite) 
Zentralblatt für die Freiwillige Gerichtsbarkeit und das 
Notariat (Jahr und Seite) 
Zeitschrift für Unternehmens- und Gesellschaftsrecht (Jahr 
und Seite) 
Zeitschrift für das gesamte Handelsrecht und Wirtschafts-
recht (Band, Jahr, Seite) 
Ziffer 
Zeitschrift für Wirtschaftsrecht (Jahr und Seite) 
Zivilsenat 
zustimmend 



Einrührung 

§ 1 Ausgangspunkt, Erkenntnisziele und Gang der Untersuchung 

I. Zum Stand der Rechtsentwicklung im Bereich Anteilsvererbung 

Noch vor wenigen Jahren schien es so, als hätten Rechtsprechung und 
Rechtswissenschaft das Problemfeld Anteilsvererbung nach schier endlosen, 
bis in das letzte Jahrhundert zurückreichenden Diskussionen endgültig in 
den Griff bekommen. So stellte Peter Ulmer, einer der besten Kenner der 
Materie, im Jahre 1985 befriedigt fest, daß "der jahrzehntelang als beson-
ders undurchsichtig geltende, für die Rechtsanwendung mit Schwierigkeiten 
verbundene Bereich der Anteilsvererbung ( ... ) als im wesentlichen geklärt 
angesehen werden" könne!. Die Entwicklung, die das Recht der 
Anteilsvererbung in den letzten fünf Jahren genommen hat, zeigt jedoch, 
daß dieser sich im wesentlichen auf die Rechtsprechung des für das 
Gesellschaftsrecht zuständigen Zweiten Zivilsenats des BGH2 stützende 
Optimismus verfrüht war. 

a) Zwar blieb die Rechtsprechung des Gesellschaftsrechtssenats insoweit 
im wesentlichen] unangetastet, als sie von der Einzelnachfolge mehrerer 
Miterben in den Anteil an einer werbenden Personengesellschaft als sol-
chen4 ausgeht. Unter dem Begriff "Einzelnachfolge" wird dabei hier wie im 
folgenden der im Widerspruch zum Gesamthandsprinzip stehende, 
nichtsdestoweniger erbrechtliche, Übergang des je nach der Zahl der Miter-
ben in verschiedene Einzelteile aufgespaltenen Anteils an der werbenden 
Personengesellschaft auf den einzelnen Miterben (und nicht auf die Miter-
bengemeinschaft) verstandenS. Für die Verwendung des Begriffs unwesent-
lich ist dabei, ob - wie im Regelfall bei der oHG - diese Erbennachfolge in 

1 Ulmer, in: PS Universität Heidelberg, S. 389 (409). 
2 Im folgenden als "Gesellschaftsrechtssenat" bezeichnet. 
] Vgl. aber den neuerdings gerade von Ulmer selbst, NJW 1990, 73 (75), geäußerten 

"ketzerischen Gedanken", die Einzelnachfolge in den Kommanditanteil könne ein "überholtes 
Do~a" sein, und dazu unten § 3 III 2 b. 

Unter dem Personengesellschaftsanteil als solchem wird im folgenden immer der Perso-
nengesellschaftsanteil ohne die nach § 717 Satz 2 BGB übertragbaren vermögensrechtlichen 
Ansprüche verstanden. Diese Terminologie wird ausschließlich aus Rationalitätsgründen ge-
wählt und soll keineswegs die Stellungnahme zu der unterschiedlichen Behandlung dieser Ge-
genstände im Erbgang durch Teile der Rechtsprechung und Literatur präjudizieren. 

S Vgl. dazu zunächst nur BGHZ 68, 225 (236 f.) und ausdrücklich bestätigend BGH (IVa-
ZS) NJW 1983, 2376 (2377). 
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einer im Gesellschaftsvertrag enthaltenen sogenannten "einfachen Nachfol-
geklausel" vorgesehen ist, oder ob sie - wie jedenfalls nach § 177 RGB bei 
der KG - auch ohne eine entsprechende gesellschaftsvertragliche Regelung 
Platz greift'. 

b) Auch blieb das von UImer? ausdrücklich hervorgehobene, immerhin 
erst im Jahre 1977 vom BGR in seiner jetzigen Form anerkannte Institut 
der Sondemachfolge eines oder einzelner Miterben in den Personen-
gesellschaftsanteil auf grund einer sog. "qualiflzierten Nachfolgeklausel'oI je-
denfalls in der Rechtsprechung unangefochten'. Mit dem Terminus 
"Sondernachfolge" ist dabei hier und im weiteren die gleichfalls dem 
erbrechtlichen Gesamthandsprinzip widersprechende unmittelbare 
Nachfolge eines oder einzelner durch den Gesellschaftsvertrag als 
Nachfolger vorgesehener Miterben unter Ausschluß der übrigen in den 
Personengesellschaftsanteil als solchen1o gemeintll• 

c) Anders - und das ist für die Gesamteinschätzung entscheidend - stellt 
sich das Bild jedoch für die vom Gesellschaftsrechtssenat vorgenommene 
Ausklammenmg des vererbten Anteils als solchem aus dem Nachlaß bei 
gleichzeitiger Zuordnung des zukünftigen Anspruchs auf das 
Auseinandersetzungsguthaben sowie zumindest Teilen der zukünftigen Ge-
winnansprüche zum - bei mehreren Erben gesamthänderisch gebundenen -
Nachlaß dar12• Diese von UImer als "zumindest ebenso bedeutsam,,13 ange-
sehene und mehrfach ausführlich begründete14, für zahlreiche Einzelfragen 
grundlegende Rechtsfortbildung des Gesellschaftsrechtssenats blieb nämlich 
weder in der Literatur noch in der Rechtsprechung des früheren IVa-, 
nunmehrigen Vierten Zivilsenats des BGR, der u.a. für das Erbrecht zu-
ständig ises, unwidersprochen. Nach der Auffassung des Erbrechtssenats 

, Zur Funktion einer sog. Nachfolgeklausel im Gesellschaftsvertrag vgl. unten § 1 11 2 c cc. 
? In FS Universität Heidelberg, S. 389 (408). 
• Zur Diskussion um den Begriff "Nachfolgeklausel" vgl. unten § 1 11 2 c cc. 
, Vgl. BGHZ 68, 225 (237-239); auch insoweit zustimmend BGH (IVa-ZS) NJW 1983, 2376 

(2377); zur Kritik Flumes unten § 2 11 2. 
10 Für die Nachfolge mehrerer Miterben gelten insoweit dann zusätzlich die Grundsätze 

der Einzelnachfolge, vgl. nur OLG München MDR 1981,587. 
11 In Rechtsprechung und Literatur finden sich daneben auch die Termini 

"Sondererbfolge" , "Sonderrechtsnachfolge" oder "Sonderzuordnung", vgl. etwa Bommen, BB 
1984, 178 (180 m.N.). Bedenken gegen die Verwendung dieser Begriffe bestehen nur dann, 
wenn sie als Oberbegriff für die - hier so genannten - Institute der Einzel- und Sondemach-
folge fungieren, da dadurch die zwischen beiden Instituten bestehenden sachlichen Unter-
schiede verwischt werden können. Vgl. dazu unten § 5 11 2 e aa. 

12 Vgl. dazu die Entscheidungen BGHZ 47, 293; BGH NJW 1981, 749; BGHZ 91, 132; 
BGH NJW 1985, 1953; ebenso auch noch BGH JZ 1987, 880 (vgl. Marotzlre, JR 1988, 184 (185 
sub 11 1». 

13 Vgl. Ulmer, in: FS Universität Heidelberg, S. 389 (408). 
14 Vgl. die Nachweise unten § 7 III 3. 
15 Im folgenden als "Erbrechtssenat" bezeichnet. 
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und der ihm folgenden Literatur gehört der Gesellschaftsanteil nämlich sehr 
wohl zum Nachlaß, und zwar auch dann, wenn eine Einzel- oder Son-
demachfolge vorliegtl' . Will man sich an dieser Stelle nicht aus dem Kreise 
derer ausschließen, die sich zur möglichst treffenden Charakterisierung der 
einschlägigen Rechtsprechung des Erbrechtssenats einer besonders bild-
haften Sprache bedienenl7, so könnte man, an einem von Ulmer1' gewählten 
Bild anknüpfend, die Rechtsentwicklung dahingehend umschreiben, daß der 
Erbrechtssenat als weiterer "Sämann auf dem Feld der Anteilsvererbung" 
begonnen hat, diesen - vom Gesellschaftsrechtssenat zunächst keineswegs 
verlassenenu - Teil des "Feldes" samt der auf ihm gewachsenen "Früchte" 
"umzupflügen". Das Bild gemeinsamer einträchtiger "Feldarbeit" beider Se-
nate, deren Ergebnis ein "gut bestelltes Feld" hätte sein können, wollte sich 
auch nicht dadurch einstellen, daß sich beide Senate für ihre Auffassung auf 
die Rechtsprechung des jeweils anderen berufen zu können glaubtenzo. 

d) Auch wenn die während der Ausarbeitung dieser Untersuchung ergan-
gene, vorläufig letzte einschlägige Entscheidung des Gesellschafts-
rechtssenats, nach der einer Testamentsvollstreckung am Kommanditanteil 
grundsätzlich nichts entgegensteht, in der Grundfrage der Nachlaßzugehö-
rigkeit nunmehr eine deutliche Annäherung an die Rechtsprechung des 
Erbrechtssenats erkennen läßf1, steht eine "weitgehende Klärung" des 
Bereiches Anteilsvererbung nach wie vor aus. Zur Untermauerung dieser 
These soll dabei gar nicht in erster Linie auf die zahlreichen nach wie vor 
ungeklärten Einzelfragen verwiesen werden. Alleine die Tatsache, daß 
jedenfalls22 bis vor kurzem auch in der Rechtsprechung divergierende 
Auffassungen in einem für die Anteilsvererbung so zentralen Punkt wie der 
Nachlaßzugehörigkeit der vererbten Mitgliedschaft trotz einer jahrzehnte-
langen intensiven Diskussion bestanden haben, deutet nämlich auf ein 

l' Vgl. 8GH NJW 1983, 2376; 8GHZ 98, 48. Zahlreiche Literatumachweisc finden sich un-
ten §§ 7, 8. 

17 Vgl. einerseits Ulmer, JZ 1987, 881, der die Entscheidung 8GH NJW 1983, 2376 immer-
hin als "Fanfarenstoß" bezeichnet, und andererseits F/ume, NJW 1988, 161 (162), der die 
Rechtsprechung des Erbrechtssenats in ihren Auswirkungen auf die "Abspaltungsthesc" des 
Gesellschaftsrechtssenats gleich mit den "Posaunen von lericho" vergleicht. 

u Ulmer, lZ 1987, 881. 
U V g1. die Nachweise oben Fn. 12. 
2t Vgl. dazu einerseits 8GHZ 91, 132 (135 f.) und die Kritik von F/ume, in: PS Müller-

Freienfels, s. 113 (118 mit Fn. 19); andererseits 8GHZ 98, 48 (51) und die Kritik von 
Marotzke AcP 187 (1987), 223 (225 m.w.N. in Fn. 15 f.). Daß sich der Erbrechtssenat vor der 
Entscheidung 8GHZ 98, 48 mit dem Gescllschaftsrechtssenat abgestimmt hat (vgl. den 
Hinweis bei F/ume, NJW 1988, 161 (163)), ändert nichts an der Divergenz zu dessen 
vorangegangener Rechtsprechung, zeigt aber, daß das Abrücken von der eigenen 
Rechtsprechung im Gesellschaftsrechtssenat schon lange vor der Entscheidung 8GHZ 108, 
187 (zu dieser sogleich im Text) begonnen hatte, auch wenn dies in den veröffentlichten 
Entscheidungen noch nicht zum Ausdruck kam. 

21 Vgl. 8GHZ 108,187 und dazu näher unten § 7 III 4 f. 
22 Näher zu dem Verhältnis der Entscheidungen 8GHZ 98, 48 und 8GHZ 108,187 unten 

18. 


